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Betr.: Tarif politik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hödierl, Lemmridi, 
Schmitt (Lockweiler), Gewandt, Engelsberger, Vehar 
und Genossen 
- Drucksache VI/1903 - 


Der Chef des Bundeskanzleramtes hat mir die oben genannte 
Kleine Anfrage zur Beantwortung übersandt. Im Einvernehmen 
mit dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft beantworte ich sie 
wie folgt: 


1. Bringt diese Aussage die Auffassung der Bundesregierung zum 
Ausdruck, und gilt sie insbesondere auch für Unternehmen, die 
an administrative Preise gebunden sind? 

Die Ausführungen des Bundesministers für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen in der Sitzung des Deutschen Bun- 
destages am 10. Februar 1971 bringen die Auffassung der Bun- 
desregierung zum Ausdruck und gelten im allgemeinen für 
Unternehmen, die an administrative oder gesetzlich geregelte 
Preise gebunden sind. Dabei verfährt die Bundesregierung im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit entsprechend der Bekanntmachung 
ihrer Grundsätze für staatliche Preisregelungen im Hinblick auf 
die wirtschaftspolitischen Ziele vom 24. Juni 1970 (Bundes- 
anzeiger Nr. 118 vom 3. Juli 1970). In diesem Zusammenhang ist 
auch zu berücksichtigen, daß die unternehmerische Forderung 
auf Kostendeckung im Markt nicht immer durchgesetzt werden 
kann. 


2. Aus welchen betriebswirtschaftlichen Kriterien ist im einzelnen 
zu entnehmen, daß die Bundesregierung diese Aussage zur 
Grundlage ihrer Entscheidung bei der Erhöhung der Post- 
gebühren gemacht hat? 

Die Bundesregierung wird die Ausführungen des Bundesmini- 
sters für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen auch 
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zur Grundlage ihrer Entscheidung bei der Erhöhung der Post- 
gebühren machen. Im einzelnen sind folgende betriebswirt- 
schaftliche Kriterien maßgebend: 

a) Grad der Kostendeckung in den defizitären Dienstzweigen, 

b) Umfang der Investitionen und damit die Höhe des benötig- 
ten Selbstfinanzierungsbeitrages im kapitalintensiven, stark 
expandierenden Fernsprechdienst, 

c) Möglichkeiten der Fremdfinanzierung, 

d) Gegebenheiten auf der Nachfrageseite, 

1 . Wertigkeit der Leistungen, 

2. Belastbarkeit. 


3. Hält die Bundesregierung die beschlossenen Tariferhöhungen 
bei der Deutschen Bundesbahn für markt- und kostengerecht? 

Der Bundesminister für Verkehr hat der Deutschen Bundesbahn 
am 16. Dezember 1970 auf Antrag genehmigt, ihre Tarife inner- 
halb eines Rahmens von 0 bis +20®/o in eigener kaufmänni- 
scher Verantwortung selbständig fortzubilden. Die Bundesregie- 
rung kann daher davon ausgehen, daß die von der Deutschen 
Bundesbahn in diesem Rahmen durchgeführten Tarifmaßnahmen 
entsprechend den unter 1. erwähnten Grundsätzen markt- und 
kostengerecht sind. 


4. Hält die Bundesregierung die Tarif anträge des Güterkraft- 
verkehrs und der Binnenschiffahrt für markt- und kosten- 
gerecht? 

Einige der zu Anfang des Jahres gestellten Tarif anträge ent- 
sprachen teilweise nicht den unter 1. erwähnten Grundsätzen. 
In der jetzt vorliegenden Fassung werden die Anträge des 
Güterkraftverkehrs und der Binnenschiffahrt den Grundsätzen 
gerecht. Sie sind daher zum Teil schon genehmigt oder werden 
in Kürze genehmigt. 


5. Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidung über die 
Tarifanträge des Güterkraftverkehrs und der Binnenschiffahrt 
einen Abbau des Tarifgefälles zwischen der Deutschen Bundes- 
bahn und den konkurrierenden Verkehrsunternehmen in Kauf 
nehmen, selbst auf die Gefahr hin, daß die von der Bundes- 
regierung betriebene Politik der Verlagerung von Güterverkehr 
auf die Schiene in Frage gestellt wird? 

Die Deutsche Bundesbahn ist nach dem Bundesbahngesetz zur 
kaufmännischen Geschäftsführung verpflichtet; sie wird deshalb 
schon aus eigenwirtschaftlichen Gründen ihre Tarife so gestal- 
ten, daß die von der Bundesregierung betriebene Politik der 
Verlagerung von Güterverkehr auf die Schiene nicht in Frage 
gestellt wird. 
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